
Bonner Republik und hatte zum Ziel, den wachsenden 
Widerstand des Volkes gegen Adenauers Kriegspolitik zu 
brechen.

Allein in diesem Jahr wurden nach unvollständigen Ermitt
lungen mehr als 335 westdeutsche Atomkriegsgegner ver
haftet und gegen 143 von ihnen insgesamt 70 Jahre Ge
fängnis ausgesprochen. In die Zehntausende gehen die 
laufenden staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren, die 
ständig wie ein Damoklesschwert über jenen Bundesbürgern 
schweben, die sich die Freiheit nehmen, aktiv für Frieden 
und Verständigung einzutreten.

Nicht weniger empörend ist der gegenwärtige Wahlterror 
gegen oppositionelle Kandidaten für den Bundestag, 
dessen Skala vom Versammlungsverbot bis zur gerichtlichen 
Verurteilung und dem Entzug des Wahlrechts reicht.

Revanchisten und Kriegstreiber genießen den vollen Schutz 
des Bonner Staates. Wer aber für Frieden und Verstän
digung eintritt, wer es ernst meint mit dem Menschenrecht 
auf Frieden und ein gesichertes Leben, muß dafür hinter 
Schloß und Riegel.
Wir fordern deshalb:
Freiheit für die Friedenskräfte in Westdeutschland!
Freiheit für die Kommunisten und Legalität der KPD als 
der konsequentesten westdeutschen Kraft im Kampf für 
Frieden, Demokratie, nationale Wiedervereinigung und so
ziale Sicherheit!
Wir fordern den Abschluß eines Friedensvertrages und auf 
dieser Grundlage die friedliche Lösung der Westberlinfrage 
noch in diesem Jahr, damit in ganz Deutschland der Frie
den über den Krieg, die Demokratie über den Terror und 
das Recht über das Unrecht triumphieren.

H AN S E RD M AN N , D irek tor  des  Kre isger ich ts  Angerm ünde

Justizorgane des Kreises Angermünde 
unterstützen die Vorbereitung der Volkswahlen 1961

i
Die Wahlen zu den örtlichen Volksvertretungen in den 
Kreisen, Städten und Gemeinden der DDR finden in 
einer bedeutungsvollen Zeit statt. Die Werktätigen 
unserer Republik unternehmen gegenwärtig alle An
strengungen, den Abschluß eines Friedensvertrages zu 
erreichen und die westdeutschen Militaristen zu zügeln. 
Sie beweisen durch hervorragende Produktions
leistungen, daß sie den Zusammenhang zwischen der 
Erfüllung des Volkswirtschaftsplans in allen seinen 
Positionen und der erfolgreichen Lösung der Lebens
fragen der deutschen Nation verstanden haben.
Der bisherige Verlauf der Wahlbewegung, die ent
schlossene Haltung unserer Menschen zu den Maß
nahmen der Regierung vom 12. August 1961 beweisen, 
daß die Bevölkerung zuversichtlich auf dem Weg des 
Sozialismus voranschreitet und den Kriegstreibern am 
17. September 1961 eine vernichtende Abfuhr erteilen 
wird.
Die Feinde der Arbeiter-und-Bauern-Macht, an ihrer 
Spitze die westdeutschen Militaristen, treten den 
Friedensvorschlägen der Sowjetunion und unserer Re
gierung mit zügelloser Hetze und verstärkten Kriegs
drohungen entgegen. Sie bedienen sich dabei der 
schmutzigsten Methoden*. Daraus erwachsen den 
Sicherheitsorganen unseres Staates wichtige Aufgaben. 
Es gilt, die Republik vor allen Anschlägen entschlossen 
und wirksam zu schützen und dafür zu sorgen, daß 
unsere Volkswahlen gegen jede Störung, wo sie auch 
immer auftreten mag, gesichert sind. Deshalb ist es 
erforderlich, daß alle Justizorgane auf der Grundlage 
eines konkreten Maßnahmeplans dazu beitragen, daß 
die Volkswahlen ein voller Erfolg, ein Bekenntnis 
unseres Volkes zu Frieden und Demokratie werden.

II
Die Justizorgane des Kreises Angermünde haben nach 
Beratung der wichtigsten Aufgaben und der Schwer
punkte der Arbeit einen Maßnahmeplan für die Vor
bereitung und Durchführung der Wahlen ausgearbeitet. 
Der Kreisstaatsanwalt und der Kreisgerichtsdirektor 
werden darin verpflichtet, zunächst bei allen Mit
arbeitern Klarheit über die Bedeutung der diesjährigen 
Wahlen zu schaffen und sie zu befähigen, unseren 
Menschen die Friedenspolitik unseres Staates parteilich

und überzeugend zu erläutern. Zu diesem Zweck wurden 
wöchentlich Informationen zu den aktuellen Tagesfragen 
und in jeder zweiten Woche Seminare und organisiertes 
Selbststudium zum deutschen Friederisplan, zu den 
Materialien des 13. Plenums des Zentralkomitees der 
SED, zum Programmentwurf der KPdSU und zum Wahl
aufruf der Nationalen Front durchgeführt. Die Mit
arbeiter bildeten außerdem ein Agitatorenkollektiv, das 
in einem von der Nationalen Front zugewiesenen Wohn
bezirk das politische Gespräch mit der Bevölkerung 
führen und die Rechenschaftslegungen und Vor
stellungen der Abgeordneten- und Kandidaten unter
stützen wird. Weiter wurde festgelegt, daß die Mit
arbeiter der Justizdienststellen an den Rechenschafts
legungen der Abgeordneten ihres Wohnbezirks teilneh
men werden. Alle Kollegen wirken an der würdigen 
Ausgestaltung ihrer Wohnhäuser und der Dienststelle 
mit und gestalten die Wandzeitung aktuell und inter
essant.

Die Richter und Staatsanwälte wurden ebenfalls eng in 
die Vorbereitung der Wahlen einbezogen. Während der 
Kreisstaatsanwalt als Leiter einer Arbeitsgruppe zur 
Vorbereitung der Wahlen in einer Gemeinde tätig ist, 
haben sich die übrigen Staatsanwälte und Richter ge
schlossen dem Kreisausschuß der Nationalen Front als 
Referenten zur Verfügung gestellt. Außerdem nahmen 
die Richter an den Rechenschaftslegungen der Abgeord
neten in den Schwerpunktgemeinden und Betrieben des 
Kreises teil und erläuterten in Diskussionsbeiträgen den 
Wahlaufruf der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland und die Maßnahmen der Regierung zur 
Sicherung des Friedens, zum Schutze der Deutschen 
Demokratischen Republik, insbesondere ihrer Haupt
stadt Berlin, und zur Gewährleistung der Sicherheit an
derer sozialistischer Staaten. Gerade die Ausführungen 
zur Rolle Westberlins und zu den Methoden des Men
schenhandels, die den Wählern an Hand konkreter Bei
spiele aus der Arbeit der Gerichte erläutert wurden, fan
den Anklang und überzeugten von der Notwendigkeit 
des Abschlusses eines E’riedensvertrages mit beiden oder 
einem deutschen Staat noch in diesem Jahr.

r III
Auch die Schöffen wurden in die Vorbereitung der Wah
len einbezogen. In einer Zusammenkunft des Schöffen
aktivs und der besten Schöffen der einzelnen Kollektive 
wurde festgelegt, wie die Schöffen an der Vorbereitung
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* )  vgl. Streit, Zu einigen Methoden des „kalten Krieges“ und 
den Aufgaben unserer Justizorgane, NJ 1961 S. 545 ff.


